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Dem Landtage, legislatives oder  gesetzge­
bendes  Organ  der  Gewaltentrennung, fällt a l s  
wesentl ichste Aufgabe die Mitwirkung an  d e r  
Gesetzgebung zu. Seine Aufgaben, die Gesetz­
gebung  als auch andere parlamentarische Ge­
schäfte, haben eine Komplexität erreicht  und  
a n  Kompliziertheit zugenommen, dass d a s  
Funktionieren des liechtensteinischen Miliz­
par lamentes  im eigentlichen Sinne in Frage ge­
stellt  erscheint.  

Der Beobachter de r  Szene einer Landtagssit­
zung k a n n  sich des Eindrucks nicht  e rwehren ,  
dass  v o r  ihm eher  ein Abstimmungsplenum, 
d e n n  ein Parlament, tage. Obwohl Ant räge  auf 
Aenderungen a n  Gesetzesvorlagen die Regel 
bilden, werden die Strukturen eines sich in  Le­
sung. befindlichen Gesetzes kaum jemals e iner  
Fragestellung unterworfen. 

Angesichts der  schon zit ierten Komplexität 
der  Mater ie  kann  selbstverständlich keine  Ge­
setzesvorlage im Landtagsplenum selber ge­
schaffen werden, einerseits i n  Anbetracht  des  
Umfanges des  Gremiums, andererseits durch  
die Bipolarität de r  poli t ischen Bühne, endlich 
durch die phasenweise fachliche Unkenntnis  
der  Abgeordneten.  

Hingegen kann  auch de r  einzelne Abgeord­
nete, sowohl in d e r  Vorbereitungsphase a ls  
auch während de r  Sitzung, de r  anfallenden Ge­
schäfte in ihrer  Vielfalt nicht  gerecht werden.. 
Die FraKtionssitzungen erleichtern h i e r  die  Ar­
bfeit, ermöglichen oft überhaupt  eine Stellungv 
nähme. ' 

Gleichzeitig abe r  fördern sie die Meinungs­
bildung d e r  Abgeordneten,  zwängen sie oft 
auch ein. Die arbeitstechnisch vorteilhafte Ar­
beitsteilung innerhalb d e r  Fraktion, wie sie 
heute  geprobt  und  geübt  wird, schafft wohl  
vielfach j enen  Horizont, d e r  für eine Stellung­
nahme  eine unbedingte  Erfordernis darstellt, 
klärt  die Kompetenzen, e rkür t  den Sprecher im 
Plenum — kollidiert jedoch mit  Artikel 57 der 
Verfassung, welcher  festlegt, dass die Abge­
ordneten «Einzig nach  ihrem Eid und  ihrer 
Ueberzeugung» zu stimmen hätten. Die Unmög­
lichkeit d e r  Universalität  e ines  Parlamenta­
riers lässt faktisch diesen Verfassungsartikel 
als umgangen erscheinen, denn  de r  Landtags­
abgeordnete stimmt wohl  n a c h  seinem Eid, je­
doch nicht  mehr  allein n a c h  se iner  eigenen 
Ueberzeugung, sondern n a c h  der  Ueberzeu­
gung seines ihn orientierenden oder  aufklären-

Gedanken zu einer Reform 
den  fachkundigen Kollegen. Das ist nicht nega­
tiv. Es widerspiegelt  jedoch die Möglichkeit  
e iner  Gefahrenstelle, d e n  hypothet ischen A n ­
satzpunkt zu introfraktioneller Demagogie, als  
Gegenstück zur gegenwärt igen mutmasslich in­
terfraktionellen Demagogie. 

Der Zeit- und  Leistungsdruck d e r  Landtags­
abgeordneten unseres Milizparlamentes gilt als  
eine Ursache dieser sich natürl ich ergebende 
Situation, e in aus  de r  Unvollkommenheit  d e s  
Einzelnen result ierender Fraktionszwang. 

Das Lesen de r  Vorlagen, Anträge, Berichte 
u n d  Gesetze, die Vorberei tung auf eine Flut  
parlamentarischer  Arbeit, die Fraktionssitzun­
g e n  im Hinblick auf e ine  reichbefrachtete 
Traktandenliste,  die Mitarbeit  in  d e n  einzelnen 
Kommissionen, ver langt  vom Parlamentarier 
e ine  enorme zeitliche Beanspruchung — bei  
minimaler Entschädigung. 

Eine Aufwertung unseres  Parlamentes könn­
te  erfolgen durch die  Vergrösserung des Land­
tages, die Schaffung eines  Parlamentsdienstes 
und  die Festlegung von Sessionen, 

Eine Erhöhung d e r  Mandatszahl  wird  in  ab­
sehbarer  Zeit erfolgen müssen, wenn  alle 
Stände, einschliesslich de r  Frauen, im Parla­
m e n t  ver t re ten sein sollen. Es ist bestimmt e in  
Zeichen d e r  Kontinuität  im Hinblick auf d ie  
Zeit, jedoch eine Stagnation in d e r  Ver t re tung  
und  auch Repräsentation einer seither sprung­
haft  anwachsenden Bevölkerung, w e n n  d ie  
Zahl der  Parlamentarier  über  hunder t  J a h r e  
h inweg dieselbe bleibt, 

Ein Parlamentsdienst müsste eine zweifache 
Funkt ion ausüben: Schreibstube u n d  
Auskunftsstelle.  

D i e  Landtagsabgeordneten t ippen ihre not­
wend igen  Schreibarbeiten persönlich. Ein Zu­
stand,  d e r  Zeit für administrative Aufgaben 
fordert, welche gewinnbringender auf anderen  
Sei ten angelegt  werden  könnte.  

D e r  Parlamentsdienst  als Auskunftsstelle 
müsste seine Aufgabe in archivarischer,  re­
cherchierender  und  protokollarischer Form se­
hen. J e d e r  Abgeordnete müsste jegliche Unter­
lagen  z u  jeglichem Geschäft zu j e d e r  Ze i t  er­
halten. Der  Begriff Unterlage müss te  sich so­
wohl  au j  liechtensteinische Belange, als auch  
auf ausländische Vergleiche erstrecken. Die 
Parlamentar ier  hä t ten  somit für ihre Vorberei­
tung, sowie für die Debatte im Plenum genü­
gend Vergleichsmöglichkeiten mit  d e m  Aus-

Zollamt Steg geschlossen 
Personalmangel im Grenzwachtkorps 

Im Laufe dieses Monats wird das im Jahre 
1924 eröffnete Nebenzollamt für das Alpen­
gebiet im Steg aufgelassen. 

Während nahezu 50 Jahren Uberwachten von 
hier aus Tag und Nacht zwei Grenzwächter die 
Grenze im liechtensteinischen Alpengebiet. Die 
Schliessung des Nebenzollamtes Steg erfolgt 
aus akutem Personalmangel beim schweize­
rischen Grenzwachtkorps. Im gleichen Zuge 
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land, die Entwicklung in  Zahlen oder  Fakten 
für Liechtenstein. 

Diese Forderungen erzielten ihre volle Wir­
k u n g  jedoch n u r  im Zusammenhang mit  e iner  
zeitlichen Neufassung d e r  Landtagssitzungen. 
Die gegenwärt ig sporadischen Sitzungen 
müssten abgelöst  we iden  durch fixierte Ses­
sionswochen. Der gedankliche u n d  ideelle 
Austausch un te r  den Parlamentariern käme in 
dieser Sicht vermehrt  zur  Geltung. 

O b  das möglich erscheint in einem Parla­
ment, das neben  der sachlichen auch der per­
sönlichen Auseinandersetzungen Platz ein­
räumt? (G. M.) 

werden im gesamten Zollgebiet 85 weitere 
Nebenzollämter und kleinere Grenzübergänge 
geschlossen. Die Grenzen in unserem Alpen­
gebiet werden künftig nur noch sporadisch kon­
trolliert. Unsere Aufnahme zeigt Zollamtsvor-
stand Hans Eggenberger (links) mit zwei Grenz-
wächtern, als er am Mittwoch die Akten und 
Dokumente im Nebenzollamt Steg abholte, um 
sie nach Schaanwald zu bringen. (Foto: Peter) 

KOMMENTAR 
Persepolis im Verkleinerungsglas 

Die 2500-Jalir-Feier Persiens, die seit 
Mittwoch dieser Woche in vollem Gang 
ist und zu dem auch das liechtenstei­
nische FUrstenpaar in die alte Kaiser­
stadt Persepolis gereist ist, hat bekannt­
lich in verschiedenen Ländern «poli­
tische Krankheiten» ausgelöst. Aufge­
schreckt durch linksgerichtete Studen­
tendemonstrationen und kritische Zei­
tungskommentare, die in der pompösen 
Aufmachung des persischen Jubiläums 
(teilweise mit Recht) einen Affront ge­
gen die sozialen Misstände im Entwick­
lungsland Iran erblickten, Hessen sich 
beispielsweise US-Präsident Nixon, die 
englische Königin sowie der westdeut­
sche und der französische Staatspräsi­
dent entweder schon vor Wochen oder 
im letzten Moment entschuldigen. Im 
Gegensatz zu allen Oststaaten (ein­
schliesslich der UdSSR) schickten sie 
ersatzweise. Vertretungen und igno­
rierten damit die Tradition eines der 
ältesten Kulturstaaten dieser Welt. 
Wenn man in der jüngeren Geschichte 
Persiens blättert, so berührt es peinlich, 
dass gerade Vertreter jener Staaten mit 
dem Verkleinerungsglas nach Persepolis 
blicken, die Persien in der neueren Zeit 
durch Jahrzehnte zum militärisch wich­
tigen Pufferstaat degradierten, der für 
sie bestenfalls strategisch und als Erd­
öllieferant Bedeutung hatte. Die Absti­
nenz vom Staatsbankett in Persepolis 
wird die eingeleiteten Sozialreformen 
im Iran nicht beschleunigen. Sie wird 
auch die Unterlassungssünden nicht 
mehr gut machen können, die sich alle 
Grossmächte dieses Jahrhunderts gerade 
in Persien aufgeladen haben. Denn eines 
sollte man nicht vergessen: einige Jahr­
zehnte der 2500jährigen Geschichte Per­
siens sind nötig gewesen, um die Oel-
felder des Iran u. a. aus den Händen 
der Russen, Engländer und Amerikaner 
zu befreien und dem eigenen Lande da­
mit erst die materielle Voraussetzung 
für jene Reformen zu geben, die heute 
manchen zu wenig schnell vorangehen. 
Wir meinen: die Einladung zur 2500-
Jahr-Feier nach Persepolis gereicht un­
serem Staat zur Ehre. S.D. Fürst Franz 
Josef II. hat Recht getan, sie anzuneh­
men und persönlich nach Persepolis zu 
reisen. (wbw) 
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